
Bundeswehr

Unwahrheit im 
Bundestag
Verteidigungsministerin Ursu-
la von der Leyen (CDU) steht
im Verdacht, den Bundestag
belogen zu haben. Es geht
um die Lent-Kaserne in Ro-
tenburg (Wümme), benannt
nach dem Wehrmachtsflieger
Helmut Lent. Die Namens -
gebung ist umstritten (siehe
Seite 42). Die örtliche CDU-
Bundestagsabgeordnete Ka-
thrin Rösel hatte in einer
Pressemitteilung Ende No-
vember berichtet, von der
Leyen habe ihr „persönlich
bestätigt, dass über die Beibe-
haltung des Namens Lent-Ka-
serne vor Ort in Rotenburg
entschieden werden“ könne.

Nun erklärte von der Leyen
in der Antwort auf eine Klei-
ne Anfrage, die Darstellung
Rösels treffe „nicht zu“.
 Rösel bleibt jedoch auch auf
Nachfrage bei ihrer Version.
Sodann behauptet von der
Leyens Ministerium, es lägen
bisher „Ergebnisse des Mei-
nungsbildungsprozesses vor
Ort (in Rotenburg –Red.)
nicht vor“. Dabei hatten die
Soldaten der Lent-Kaserne
und der Stadtrat Rotenburgs
vor Monaten für die Beibe-
haltung des Namens votiert.
Bürgermeister Andreas We-
ber hat das Votum des Stadt-
rats am 4. Oktober dem
Standortkommandanten offi-
ziell mitgeteilt. Kürzlich hat
sich auch der Kreistag ange-
schlossen. Von der Leyen will
die Lent-Kaserne umbenen-
nen. Sie hatte nach der Ver-
haftung des mutmaßlichen
Rechtsterroristen Franco A.
erklärt, Lent könne „nicht
mehr sinnstiftend für die heu-
tige Bundeswehr“ sein. Die
grüne Verteidigungspolitike-
rin Agnieszka Brugger kom-
mentiert: „Die Ministerin hat
zur Selbstverteidigung eilig
alle möglichen Maßnahmen
versprochen, einmal mehr
aber herrschen bei der Um-
setzung Chaos und Wider-
sprüche.“ mgb, klw

Beförderungen

Diplomaten klagen
über Nadelöhr
Eine Karriere als Diplomat
gilt unter Berufseinsteigern
noch immer als sehr attrak-
tiv – doch die Chancen, als
Beamter im Auswärtigen Amt
(AA) irgendwann Botschafter
an einer Auslandsvertretung
zu werden, sind rapide gesun-
ken. Das beklagt zumindest
der Personalrat des Auswärti-
gen Amts in einem internen
Schreiben. Demnach könnten
die meisten Beamten im deut-
schen Außenministerium in
40 Dienstjahren nur zwei Be-
förderungen erwarten, bei
 Besoldungsgruppe A15 sei
Schluss. Das sind zwar bis zu
6500 Euro brutto monatlich,
aber der Personalrat argumen-

tiert, dass „ein Dienstherr,
der Überdurchschnittliches
 erwartet“, auch „überdurch-
schnittliche Perspektiven“ bie-
ten sollte. Es sei „ein Rätsel,
wie man von Hunderten Be-
troffenen über Jahrzehnte
dauerhafte Mehrleistung,
Kreativität und Zurückstel-
lung persönlicher Interessen
verlangen will, ohne ihnen
eine Perspektive zu bieten“.
Die Mehrheit werde „bis zum
Ende ihrer Tätigkeit im AA
Gesprächsunterlagen fertigen
und Sachstände aktualisie-
ren“. Bei einer Personalver-
sammlung Mitte Juni wurde
Außenminister Sigmar Ga-
briel mit dem Vorwurf kon-
frontiert, dass seine Vorgän-
ger das „Beförderungs-Nadel-
öhr“ jahrelang nicht ernst ge-
nommen hätten. csc

Schulen

„Große Unbekannte“
In Deutschland
wird es nach
 einer Studie der
Bertelsmann-Stif-
tung zukünftig
deutlich mehr
Schüler geben

als bisher angenommen, des-
halb drohe ein „dramatischer
Engpass“ bei Lehrern und Ge-
bäuden. Kai Maaz, Direktor der
Abteilung „Struktur und Steue-
rung des Bildungswesens“ am
Deutschen Institut für Inter -
nationale Pädagogische For-
schung (DIPF), erklärt, wie ver-
lässlich solche Berechnungen
sind.

SPIEGEL: Im Jahr 2025 soll es
laut Bertelsmann-Stiftung
eine Million mehr Schüler
 geben als von der Kultusmi-
nisterkonferenz prognosti-
ziert. Wie valide lassen sich
Schülerzahlen für die nächs-
ten zehn Jahre überhaupt be-
rechnen?
Maaz: Das sind alles Progno-
sen. Und Abweichungen sind
sehr wahrscheinlich. Die
 Berechnungen unterliegen
Einflussfaktoren, die wir zum
Teil nicht einmal für die
nächsten zwei Jahre verläss-
lich vorhersagen können. 
SPIEGEL: Welche sind das? 
Maaz: Die größte Unbekannte
ist die Migration. Die welt -
politische Lage ist dynamisch:
Wir wissen nicht, wie viele
Asylsuchende zu uns kom-

men werden und wie viele
derer, die bereits hier sind,
ihre Familien nachholen. Wir
wissen auch nicht, wie viele
dauerhaft bleiben. Nach dem
Jugoslawienkrieg kehrte ein
Großteil der Geflüchteten in
die Heimat zurück. Es wäre
zielführender, Korridore zu
berechnen: Wie hoch sind die
Zahlen, wenn 60 Prozent der
Flüchtlinge bleiben? Wie
hoch, wenn es 80 Prozent
sind?
SPIEGEL: Sind solche langfris -
tigen Prognosen denn über-
haupt sinnvoll? 
Maaz: Ja. Mich beschäftigt
nicht die konkrete Schüler-
zahl, die von den Bertels-
mann-Forschern präsentiert
wurde, aber sehr wohl der ge-
nerelle Trend. Jahrelang sind
wir von sinkenden Schüler-
zahlen ausgegangen. Wenn
sie wirklich steigen, muss die
Politik handeln. 
SPIEGEL: Warum reagieren Bil-
dungspolitiker so aufge-
schreckt auf diese Nachricht? 
Maaz: Weil sie sich lange auf
die sogenannte demografi-
sche Rendite verlassen haben:
Sinken die Schülerzahlen,
bleiben mehr Lehrer für die
verbleibenden Kinder, ohne
dass große Investitionen nö-
tig sind. Das wäre nun hinfäl-
lig. In meinen Augen ist das
aber nur dann eine Katastro-
phe, wenn wir darauf nicht
reagieren. Im Gegenteil: Wir
sollten uns freuen, wenn die
Gesellschaft von unten
wächst und sich verjüngt. olb
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Grundschüler in Stuttgart
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Von der Leyen 


